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Chronique générale

Economie

Crédit et monnaie

Politique monétaire

In Abweichung von dieser generellen Haltung beantragte der Bundesrat allerdings im
September direkte Eingriffe in den Kapitalmarkt. Angesichts der steigenden
Hypothekarzinsen und den im Mietrecht vorgesehenen Überwälzungsmechanismen auf
die Mieten sah er sich zum Einschreiten veranlasst. Er schlug dem Parlament vor, mit
einem dringlichen Bundesbeschluss die Hypothekarzinsen für die Dauer von drei
Jahren einer konjunkturpolitischen Überwachung zu unterstellen. Damit reagierte er
auch auf politische Vorstösse, welche eine Kontrolle resp. ein Moratorium für
Mietzinsen, aber auch eine Abkehr vom Prinzip der Kostenmiete und dem dazu
gehörenden Überwälzungsmechanismus verlangt hatten. Die Nationalbank (SNB) hatte
sich mit Bestimmtheit gegen diese Massnahme ausgesprochen, da sie davon eine
Erschwerung ihrer Geldpolitik und kontraproduktive Wirkungen für die allgemeine
Teuerungsbekämpfung befürchtete.Der Bundesrat bekundete zwar Verständnis für die
ordnungspolitischen Bedenken der Nationalbank, kritisierte ihre Haltung in dieser Frage
aber als zu dogmatisch. Im Nationalrat wurde eine konjunkturpolitisch abgestützte
Interventionspolitik nur von der SP und den Grünen unterstützt. Durchsetzen konnte
sich gegen den Widerstand der Mehrheiten der Fraktionen der FDP, der SVP und der
Liberalen schliesslich die von der CVP gewünschte Kompromisslösung einer
wettbewerbspolitischen Hypothekarzinsüberwachung. Gegen diesen Vorschlag hatte
auch die Nationalbank nichts einzuwenden. Da der Preisüberwacher vor seinen
Entscheiden die Nationalbank konsultieren muss, ist auch Gewähr geboten, dass diese
in ihrer Autonomie nicht allzu sehr eingeschränkt wird: Der Ständerat schloss sich,
ebenfalls noch in der Herbstsession, diesen Beschlüssen an. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 05.10.1990
HANS HIRTER

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Logement et loyer

Der letztes Jahr von der zuständigen Kommission des Ständerats (UREK-SR) erarbeitete
Vorentwurf zu einem Bundesbeschluss «über die Förderung kantonaler Miet- und
Hypothekarzinszuschüsse», welcher als kurzfristige und subjektbezogene Massnahme
gegen die Teuerung im Bereich der Hypothekarzinsen gedacht war, wurde in der
Vernehmlassung mit wenig Begeisterung aufgenommen. Zwar wurde allgemein die mit
dieser Massnahme angestrebte Linderung von Härtefällen begrüsst, doch warnten
insbesondere die SP und der Mieterverband (SMV) davor, es bei solchen
Einzelmassnahmen bewenden zu lassen, während sich mehrere Kantone, welchen der
Vollzug des Beschlusses obläge, kritisch über dessen Umsetzbarkeit in die Praxis
äusserten. Trotz dieser skeptischen Stellungnahmen sprach sich im November die
damit betraute Kommission des Ständerates dafür aus, das Projekt weiter zu
verfolgen. 2

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 31.12.1991
DIRK STROHMANN

1) AB NR, 1990, S. 1693 f.; AB NR, 1990, S. 1728 ff.; AB NR, 1990, S. 1776 ff.; AB NR, 1990, S. 1842 f.; AB NR, 1990, S. 1859 f.; AB
NR, 1990, S. 1967 f.; AB SR, 1990, S. 815 ff.; AS, 1990, S. 1598 f.; BBl, 1990, III, S. 405 ff.
2) NZZ, 24.1. und 6.11.91; TA, 24.1.91; BaZ, 9.2.91; BZ, 9.2.91; LNN, 11.2.91; Vr, 11.2.91.
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